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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Bundestag stimmt für Einführung einer globalen Mindeststeuer 

Der Bundestag hat am Freitag, 10. November 2023, den von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf zur EU-Richtlinie zur globalen 
Mindestbesteuerung (20/8668) beschlossen. 

Der Abstimmung lag eine Beschlussempfehlung des Finanzausschusses 
(20/9190) zugrunde. Der Ausschuss hatte im parlamentarischen Verfahren noch 
Änderungen am Gesetz beschlossen (siehe unseren Blogbeitrag). 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Ziel des Gesetzes sei es, zentrale Elemente internationaler Vereinbarungen 
umzusetzen, die „schädlichem Steuerwettbewerb und aggressiven 
Steuergestaltungen entgegenwirken und damit zur Förderung der 
Steuergerechtigkeit und Wettbewerbsgleichheit beitragen“, erklärt die 
Bundesregierung. 

Begrüßt wird der Gesetzentwurf vom Bundesrat. „Mit dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022 / 2523 des Rates zur 
Gewährleistung einer globalen Mindestbesteuerung und weiterer 
Begleitmaßnahmen kommt die Bundesregierung ihrer europarechtlichen 
Verpflichtung nach“, schreibt die Länderkammer in ihrer Stellungnahme, die die 
Bundesregierung dem Bundestag mit dem Gesetzentwurf zugeleitet hat. 

Allerdings sprechen sich die Länder dafür aus, weitere 
Vereinfachungsmaßnahmen zu prüfen. Beispielsweise sollten die Regelungen zur 
sogenannten Hinzurechnungsbesteuerung auf internationaler Ebene auf den 
Prüfstand. Die Bundesregierung schreibt in ihrer Erwiderung, dass sie 
Vereinfachungsmaßnahmen „nachdrücklich“ unterstütze. 

Siehe zu dem Thema auch unseren steuern+recht newsflash vom 18. August 
2023. 

Fundstelle 

Bundestag online, Meldung vom 10. November 2023.  

https://dserver.bundestag.de/btd/20/091/2009190.pdf
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/240332/bundestag-grosse-mehrheit-fuer-globale-mindeststeuer-im-finanzausschuss/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/238980/steuern-recht-newsflash-18.-august-2023/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/238980/steuern-recht-newsflash-18.-august-2023/
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw45-de-globale-mindestbesteuerung-975800
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 16. November 2023 

 
 
Bei der Vermietung eines Objekts mit einer Wohnfläche von mehr 
als 250 qm besteht eine Ausnahme von der typisierten Annahme 
der Einkünfteerzielungsabsicht bei einer auf Dauer angelegten 
Vermietungstätigkeit, die Anlass zu deren Überprüfung mittels 
einer Totalüberschussprognose gibt. An den von der 
Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen zur typisierten 
Annahme der Einkünfteerzielungsabsicht bei einer auf Dauer 
angelegten Vermietungstätigkeit und den diesbezüglichen 
Ausnahmen, insbesondere bei der Vermietung eines Objekts mit 
mehr als 250 qm Wohnfläche, hält der Senat auch nach der 
Einfügung von § 21 Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes 
durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 fest. 
 
Zum Urteil 
 
 
Erstattet der Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber im Rahmen eines 
Gesamtschuldnerausgleichs die für ihn an das Finanzamt im 
Rahmen der Haftung nach § 42d des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) gezahlten Lohnkirchensteuern, handelt es sich nicht um 
Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, 
da der hierfür erforderliche objektive Zusammenhang mit dem 
Beruf fehlt. Die an den Arbeitgeber geleistete Erstattung ist jedoch 
als Sonderausgabe (§ 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG) abziehbar, weil sie als 
Zahlung auf die eigene Kirchensteuerschuld des Arbeitnehmers 
anzusehen ist. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Die Entnahme von Bier aus einem Steuerlager mit der Folge der 
Entstehung der Biersteuer nach § 14 Abs. 1 i.V.m. § 14 Abs. 2 Nr. 
1 des Biersteuergesetzes stellt für sich betrachtet noch keine 
objektive Pflichtverletzung dar, auf die eine 
Haftungsinanspruchnahme des Geschäftsführers einer GmbH 
nach § 69 Satz 1 der Abgabenordnung gestützt werden kann. Der 
Geschäftsführer hat dafür zu sorgen, dass die Biersteuer bei 
Fälligkeit aus den von ihm verwalteten Mitteln entrichtet wird, 
wobei ihm aufgrund des auf Abwälzung ausgerichteten 
Verbrauchsteuersystems die Möglichkeit eingeräumt wird, das Bier 
in Ausübung seiner unternehmerischen Freiheit zu verkaufen und 
damit Einnahmen zu erzielen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 

Urteil IV R 24/20: 
Vermietung und 
Verpachtung: 
Überprüfung der 
Einkünfteerzielungs-
absicht bei Objekten 
mit mehr als 250 qm 
Wohnfläche 
 
 
 
20. Juni 2023 
 

Urteil X R 16/21: 
Erstattung von 
Lohnkirchensteuer an 
den Arbeitgeber 
 
 
 
 
 
 
 
23. August 2023 
 

 

 
Urteil VII R 47/20: Zu 
den Voraussetzungen 
der Haftung eines 
Geschäftsführers für 
Biersteuer 
 
 
 
 
 
 
29. August 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310225/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310226/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310224/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil III R 37/22: Monatsbezug der Abrechnung über Säumniszuschläge in 
Kindergeldfällen 
17. August 2023 
Zum Urteil 
 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Höhe nachträglicher Anschaffungskosten bei in der Krise stehen 
gelassener Darlehen nach § 17 Abs. 2a Satz 3 Nr. 2 EStG 
Ein in der Krise stehen gelassenes Darlehen ist im Anwendungsbereich des § 17 
Abs. 2a des Einkommensteuergesetzes (EStG) mit dem zum Zeitpunkt des 
Eintritts der Krise bestehenden Teilwert zu bewerten. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig ist im Wesentlichen, ob der Verlust aus einem in der Krise stehen 
gelassenen Gesellschafterdarlehen nach § 17 Abs. 2a Satz 3 Nr. 2 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) mit dem Nennwert oder Teilwert zu 
nachträglichen Anschaffungskosten des Gesellschafters an seiner Beteiligung 
führt. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg hatte keinen Erfolg. 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) war dem Revisionsverfahren 
beigetreten. Es führte im Wesentlichen an, durch die Einführung von § 17 Abs. 2a 
EStG habe sich keine Änderung zur früheren Verwaltungsauffassung ergeben, 
wonach in der Krise stehen gelassene Darlehen nur in Höhe des im Zeitpunkt des 
Eintritts der Krise werthaltigen Teils zu nachträglichen Anschaffungskosten im 
Sinne von § 17 Abs. 2a Satz 3 Nr. 1 oder 2 EStG führten. Hierfür sprächen die 
Gesetzeshistorie sowie der Gesetzeswortlaut als auch die Gesetzessystematik. 
Die Grundsätze für die Einlage wertgeminderter 
Gesellschafterdarlehensforderungen aus dem Privat- in ein Betriebsvermögen 
stünden dem nicht entgegen. 
Urteil des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Zutreffend hat das Finanzgericht eine Berücksichtigung des Darlehensverlusts bei 
den Einkünften aus § 17 EStG versagt. Das Darlehen war mit dem zum Zeitpunkt 
des Eintritts der Krise bestehenden Teilwert anzusetzen. Dieser Wert betrug im 
Streitfall 0 €. 
Mit dem durch das Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der 
Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 
(WElektroMobFördG) vom 12.12.2019 (BGBl I 2019, 2451) eingeführten § 17 
Abs. 2a EStG hat der Gesetzgeber erstmals eine gesetzliche Grundlage für die im 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310223/
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Rahmen der Einkünfteermittlung des § 17 EStG zu berücksichtigenden 
Anschaffungskosten geschaffen. 
Die von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze zur Berücksichtigung von 
Aufwendungen des Gesellschafters aus eigenkapitalersetzenden 
Finanzierungshilfen als nachträgliche Anschaffungskosten im Rahmen des § 17 
EStG, insbesondere hinsichtlich stehen gelassener Darlehen, gelten hinsichtlich 
derer Bewertung nach der Einfügung von § 17 Abs. 2a EStG durch das 
WElektroMobFördG fort. 
Der Wortlaut der Norm steht dem nicht entgegen. § 17 Abs. 2a EStG enthält 
keine Regelung zur Bewertung der nachträglichen Anschaffungskosten. Die in § 
17 Abs. 2a Satz 3 Nr. 2 EStG verwendete Formulierung "soweit" verdeutlicht, 
dass Darlehensverluste nur in dem Umfang zu berücksichtigen sind, wie sie 
gesellschaftsrechtlich veranlasst sind. 
Für eine Anwendung der Grundsätze zur Bewertung nachträglicher 
Anschaffungskosten entsprechend der gesetzlich überholten Rechtsprechung auf 
§ 17 Abs. 2a EStG spricht zudem der aus den Gesetzesmaterialien erkennbar 
werdende Wille des Gesetzgebers. 
Auch der Sinn und Zweck sprechen für eine Anwendung der Grundsätze zur 
Bewertung nachträglicher Anschaffungskosten entsprechend der bisherigen 
Rechtsgrundsätze. 
Sowohl das objektive Nettoprinzip als auch die Finanzierungsfreiheit setzen 
mithin für eine Berücksichtigung eines Darlehensverlusts als nachträgliche 
Anschaffungskosten bei den Einkünften aus § 17 EStG einen 
Veranlassungszusammenhang zwischen der Beteiligung und den Aufwendungen 
voraus. Dieser ist in dem Erfordernis einer gesellschaftsrechtlichen Veranlassung 
nach § 17 Abs. 2a Satz 3 Nr. 2 und Abs. 2a Satz 4 EStG festgeschrieben. 
Eine solche Veranlassung besteht bei stehen gelassenen Darlehen jedoch nur in 
Höhe ihres Teilwerts bei Eintritt in die Krise. Bei einem stehen gelassenen 
Darlehen fehlt es zunächst an einer gesellschaftsrechtlichen Veranlassung. 
Vielmehr tritt diese erst ein, wenn ein fremder Dritter das Darlehen bei Eintritt in 
die Krise zurückgefordert hätte (§ 17 Abs. 2a Satz 4 EStG; BFH-Urteil vom 
04.11.1997, VIII R 18/94, BStBl II 1999, 344, unter 2.b). Daher liegt auch nur in 
Höhe des Teilwerts des Darlehens zu diesem Zeitpunkt die für eine 
steuermindernde Berücksichtigung erforderliche gesellschaftsrechtliche 
Veranlassung vor. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 18. Juli 2023 (IX R 21/21), veröffentlicht am 9. November 2023. 
 
Unterkunftskosten bei einer doppelten Haushaltsführung im Ausland 
Bei einer doppelten Haushaltsführung im Ausland ist im Einzelfall zu prüfen, 
welche Unterkunftskosten notwendig sind (entgegen: Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 25.11.2020, BStBl I 2020, 1228, Rz 112). 
Bei einer beamtenrechtlich zugewiesenen Dienstwohnung sind die 
Unterkunftskosten am ausländischen Beschäftigungsort stets in tatsächlicher 
Höhe als Werbungskosten im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung 
abzugsfähig. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310222/
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Sachverhalt 
Der Kläger, ein deutscher Staatsangehöriger, war im Streitjahr 2017 als 
Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in verschiedenen Ländern in Asien 
tätig und wohnte – wie vom Auswärtigen Amt angewiesen – in Wohnungen, die 
sich in den jeweiligen Botschaften befanden. Die Wohnungen hatten eine Größe 
zwischen 186 m² und 249 m². Neben seinem steuerpflichtigen Bruttoarbeitslohn 
(98.312 €) erhielt der Kläger steuerfreie Auslandszuschläge (58.249 €), sein 
Gehalt wurde allerdings um als „Dienstwohnungsvergütung“ bezeichnete Beträge 
gekürzt (zwischen rund 1.500 € und 1.800 € monatlich). Die Klägerin - seine 
Ehefrau - wohnte während des gesamten Streitjahrs in der gemeinsamen 
Wohnung der Kläger im Inland. 
Mit ihrer Einkommensteuererklärung machten die Kläger Kosten für die doppelte 
Haushaltsführung in Höhe von rund 25.000 € geltend. In diesem Betrag enthalten 
ist die Kürzung der Bezüge um die als „Dienstwohnungsvergütung“ bezeichnete 
Beträge. 
Das Finanzamt hingegen vertrat die Auffassung, die Aufwendungen seien nicht in 
voller Höhe „notwendig“ gewesen und nur abziehbar, soweit sie auch für eine 
nach Lage und Ausstattung durchschnittliche Wohnung von maximal 60 m² 
entstanden wären. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Die Voraussetzungen einer beruflich veranlassten doppelten Haushaltsführung 
sind im Streitfall erfüllt, wie das Finanzgericht ohne Rechtsfehler entschieden hat. 
§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 4 EStG enthält mit Wirkung ab dem 
Veranlagungszeitraum 2014 eine besondere Bestimmung zur steuerlichen 
Berücksichtigung von Unterkunftskosten bei einer doppelten Haushaltsführung im 
Inland. Die Prüfung der in § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 1 EStG vorgesehenen 
Beschränkung auf notwendige Mehraufwendungen entfällt in diesem Fall. 
Angesichts des eindeutigen Wortlauts ("im Inland") scheidet eine Anwendung der 
Regelung auf einen -wie im Streitfall- im Ausland belegenen Zweithaushalt indes 
aus. 
Eine Typisierung dahingehend, dass Unterkunftskosten, die den 
Durchschnittsmietzins einer 60 qm-Wohnung am Beschäftigungsort nicht 
überschreiten, notwendig in diesem Sinne sind -wie der erkennende Senat in der 
bis zum Veranlagungszeitraum 2013 geltenden Fassung für Inlandssachverhalte 
angenommen hat (s. BFH, Urteil vom 09.08.2007, VI R 10/06, BStBl II 2007, 820, 
unter II.2. sowie BFH, Beschluss vom 12.07.2017, VI R 42/15, BStBl II 2018, 13, 
Rz 10, m.w.N.)-, kommt für Auslandssachverhalte und damit im Streitfall nicht in 
Betracht (entgegen: BMF-Schreiben vom 25.11.2020, BStBl I 2020, 1228, Rz 
112). 
Der BFH hat sich bei dieser typisierenden Bestimmung des notwendigen 
zusätzlichen Wohnbedarfs am Beschäftigungsort an dem inländischen 
sozialhilferechtlich anerkannten Mindestbedarf für Unterkunft und Wohnen einer 
Person nach § 22 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und der zu dieser 
Vorschrift ergangenen sozialrechtlichen Rechtsprechung orientiert. Die 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228732/update-finanzamt-darf-die-werbungskosten-eines-botschafters-fuer-seine-dienstwohnung-im-ausland-nicht-mit-der-begruendung-kuerzen-die-wohnung-sei-unangemessen-gross/
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vorgenommene Typisierung des Tatbestandsmerkmals "notwendig" gründet 
damit im Wesentlichen auf einem nach inländischen Verhältnissen bemessenen 
Merkmal, das sich als Maßgröße für die Notwendigkeit von Unterkunftskosten im 
Ausland nicht fruchtbar machen lässt. 
Im Übrigen ist eine "Übertragung" der sogenannten "60 qm–Rechtsprechung" auf 
Auslandssachverhalte schon deshalb nicht angezeigt, weil die dahingehende 
typisierende Gesetzesauslegung des Tatbestandsmerkmals "notwendig" nicht der 
einfacheren Handhabung in steuerlichen Massenverfahren dient. Sie ist vielmehr 
bei Auslandssachverhalten nicht handhabbar. Denn belastbare Feststellungen 
zum ortsüblichen Mietzins je Quadratmeter für eine nach Lage und Ausstattung 
durchschnittliche Wohnung (Durchschnittsmietzins) am ausländischen 
Beschäftigungsort können in der Regel -auch unter Berücksichtigung der 
erhöhten Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen (§ 90 Abs. 2 der 
Abgabenordnung)- weder von den Beteiligten im Veranlagungsverfahren erhoben 
noch von den Finanzgerichten belastbar überprüft werden. 
Hinzu kommt, dass eine Typisierung sich realitätsgerecht am typischen Fall 
orientieren muss (z.B. BFH, Urteil vom 29.04.2021, VI R 31/18, BStBl II 2021, 
606, Rz 19, m.w.N.). Ein solch typischer Fall lässt sich für Unterkunftskosten 
aufgrund einer doppelten Haushaltsführung im Ausland aber schon deshalb nicht 
ausmachen, weil diese maßgebend von den jeweiligen Gegebenheiten im 
einzelnen Land geprägt sind. Bei einer doppelten Haushaltsführung im Ausland 
ist deshalb stets im Einzelfall zu prüfen, welche Unterkunftskosten im Ausland 
notwendig, das heißt nach objektiven Maßstäben zur Zweckverfolgung 
erforderlich sind (entgegen: BMF-Schreiben vom 25.11.2020, BStBl I 2020, 1228, 
Rz 112). 
Nach diesen Maßstäben sind die vom Kläger für seine Zweitwohnungen 
gezahlten Unterkunftskosten -vorbehaltlich der Anwendung des § 3c Abs. 1 
EStG- in tatsächlicher Höhe als Werbungskosten im Rahmen seiner doppelten 
Haushaltsführung zu berücksichtigen, da sie nach objektiven Maßstäben 
insgesamt zur Zweckverfolgung erforderlich waren. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 9. August 2023 (VI R 20/21), veröffentlicht am 9. November 
2023. 
 

Business Meldungen 
 
Erweiterung des EU Innovationsfonds – Attraktive Fördermöglichkeiten für die 
Herstellung von erneuerbarem Wasserstoff 
  
Durch die aktuelle Überarbeitung der EU Emissionshandelssystem Richtlinie 
wurden die Fördermöglichkeiten des EU Innovationsfonds (IF) weiter ausgebaut. 
Unter anderem wurde ein neuer Fördermechanismus in Form von 
Ausschreibungen („Auktionen“) eingeführt. Eine erste Pilotauktion mit dem Ziel 
der Förderung des Ausbaus von Produktionskapazitäten für Wasserstoff aus 
erneuerbaren Brennstoffen nicht-biologischen Ursprungs (RFNBO) wird am 23. 
November 2023 starten. Die dieser Auktion zugrundeliegenden Bedingungen und 
Konditionen wurden am 30. August 2023 veröffentlicht. Angebote sind 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310221/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

voraussichtlich bis zum 8. Februar 2023 einzureichen. Interessierten Bietern wird 
empfohlen, ihre Angebote bereits vor der Eröffnung der Ausschreibung 
vorzubereiten. Dieser Beitrag gibt einen Überblick über die wesentlichen 
Voraussetzungen der Förderung und die Grundzüge des Förderverfahrens. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 

Terminplaner 
  
Connected Tax Compliance - „Wo stehen 
die Unternehmen? Marktstudie zum 
Status quo und zu Perspektiven“ 
Webcast, 07.12.2023 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/connected-tax-compliance
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/240378/erweiterung-des-eu-innovationsfonds-attraktive-foerdermoeglichkeiten-fuer-die-herstellung-von-erneuerbarem-wasserstoff/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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